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Klima-Wahlcheck Lüneburg - Wahl zur:m Oberbürgermeister:in 2026  

These 1 - Klimaneutralität 2030: Ich setze mich dafür ein, dass die Hansestadt Lüneburg den Zielen des 

Pariser Klimaabkommens entsprechende Maßnahmen zur RedukIon von Treibhausgasemissionen bis 

2030 umsetzt.   

Hintergrundinforma/on: Der Stadtrat hat bereits 2021 einen Klimaschutzplan beschlossen mit den Maßnahmen, die auf kommunaler Ebene 

notwendig sind. Zum aktuellen Stand siehe das vom Klimaentscheid erstellte Monitoring zum Klimaschutzplan: 

hGps://monitoring.localzero.net/hansestadt-luneburg 

Thorben Peters (Die Linke): s3mme zu   

„Klimaschutz ist eine der größten Herausforderungen unserer Zeit. Die Hansestadt muss ihren Beitrag leisten und Klimaschutz sozial gestalten, 

damit ökologische und soziale Gerech/gkeit zusammengehen.”  

Mats Dedow (Die PARTEI): s3mme zu   

„Weil ich leider unter diesen Bedingungen noch leben muss auf diesem Planeten, vermutlich noch 50 Jahre.”  

Heiko Meyer (Einzelkandidat): s3mme zu   

„s. o..“  

Frank Soldan (FDP): s3mme zu   

„Jeder SchtriG hin zur Klimaneutralität ist posi/v.”  

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): s3mme zu   

„Der Klimawandel schreitet massiv voran und auch Lüneburg muss sich darauf einstellen. Bei der Beschlussfassung war allen bewusst, dass 

das Ziel sehr rich/g, aber auch ehrgeizig war. Heute ist deutlich, dass der Fokus auch auf der Klimafolgenanpassung liegen muss. MiGlerweile 

liegen etliche Konzepte der Stadt vor. Dazu zählen unter anderem das Klimafolgenanpassungskonzept, der Nachhal/gkeitsbericht und eine 

Fortschreibung des Klimaschutzplanes. Alle wurden vom Rat beschlossen.”  

Michèl Pauly (Volt): s3mme zu   

„Die ökologischen, ökonomischen und sozialen Folgen des Klimawandels erreichen uns. Selbst wenn man die Gefährdung der über 

Jahrtausende gewachsenen Ökosysteme außer Acht lassen könnte, sind die Folgen des menschengemachten Klimawandels weitaus teurer 

als die Verhinderung des Klimawandels. Daher müssen die interna/onalen Klimaregime wie das Klimaabkommen - das schon mehr 

Erderwärmung zulässt als es eigentlich vertretbar ist - konsequent und überall umgesetzt werden. Als reiche Stadt in einem reichen 

Industrieland haben wir nicht nur die moralische Pflicht unseren Anteil an den Gesamtemissionen so zu drücken, das wir nicht für eine weitere 

Erwärmung verantwortlich sind. Wir haben auch die Möglichkeit und die Pflicht, etwas mehr zu tun als das notwendige Minimum. Zumal 

https://monitoring.localzero.net/hansestadt-luneburg
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Lüneburg aufgrund seiner Makrolage und zentralen städtebaulichen Anordnung es sogar leichter hat, Emissionen vor Ort zu reduzieren, als 

es Regionen in der Fläche haben.”  

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen): s3mme zu   

„Lüneburg hat sich verpflichtet, bis 2030 klimaneutral zu werden — deutlich vor den Vorgaben von Land, Bund und EU. Zu diesem Ziel stehe 

ich: Anfang 2022 sind wir dem Klimaentscheid beigetreten, haben die kommunale Wärmeplanung frühzei/g = vorfris/g beschlossen und den 

Ausbau regenera/ver Strom- und Wärmeversorgung vorangetrieben (u. a. PV-Strategie für kommunale Gebäude, zwei geplante Freiflächen-

PV-Anlagen, Großwärmepumpe an der Kläranlage). Jetzt geht es um die konsequente Umsetzung — denn Klimaschutz wirkt nicht 

rückwirkend.”  

  

These 2 - Pflichtaufgabe: Ich unterstütze die Forderung, dass Klimaschutz und Klimaanpassung als 

kommunale Pflichtaufgaben verankert und ausreichend finanziert werden.   

Hintergrundinforma/on: Für kommunale Klimaschutzmaßnahmen fehlen oh die finanziellen MiGel, denn bisher sind Klimaschutz und 

Klimaanpassung nur eine freiwillige Aufgabe der Kommunen. In Niedersachsen ist Klimaschutz bereits ansatzweise Pflichtaufgabe (siehe 

NKlimaG). Als vollumfängliche Pflichtaufgabe hingegen wären Klimabelange gesetzlich in der kommunalen Daseinsvorsorge verankert. Dann 

müssen der Bund oder das Land dafür finanzielle MiGel bereitstellen.  

Thorben Peters (Die Linke): s3mme zu   

„Klimaschutz und Klimaanpassung dürfen nicht von der Haushaltslage einzelner Kommunen abhängen. Bund und Land müssen sie als 

Pflichtaufgaben dauerhah finanzieren.”  

Mats Dedow (Die PARTEI): s3mme zu   

„s. These 1”  

Heiko Meyer (Einzelkandidat): s3mme zu   

„s. o.”  

Frank Soldan (FDP): neutral   

„Da die Erfahrung zeigt, dass weder die im Land noch die im Bund regierenden Parteien ausreichend MiGel bereitstellen, um sowohl 

Klimaschutz als auch Klimaanpassung voll zu finanzieren, darf es nicht zur Pflichtaufgabe der Kommunen werden.”   

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): s3mme zu   

„Die Kommunen sind in der Pflicht zu Handeln, aber oh fehlt das Geld. Es wird jedoch sehr anspruchsvoll werden, dafür zu sorgen, dass Bund 

und Land hier mitziehen werden.”  

Michèl Pauly (Volt): s3mme zu   

„siehe Begründung zu These 1. Die Verpflichtung hat überdies auch Verfassungsrang und kann daher nicht hinter vorgeblichen ökonomischen 

Sachzwängen zurückstehen.”  

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen): s3mme zu   

„Es handelt sich um Aufgaben, die nicht die Kommunen einzeln betreffen, sondern uns als gesamte Gesellschah. Inzwischen gibt es auf 

Landesebene in Niedersachsen einzelne Planungs-Aufgaben, die für Kommunen verpflichtend und finanziert sind (Entsiegelungskataster, 

Kommunale Wärmeplanung). Allerdings betrim dies nicht die Umsetzung von Maßnahmen. Damit Maßnahmen für Klimaschutz und 

Klimaanpassung nicht den finanziellen Diskussionen zum Opfer fallen, setze ich mich weiter auf Landesebene für deren Verankerung als 
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Pflichtaufgaben ein. Und parallel auch auf Bundesebene dafür, dass beide als Gemeinschahsaufgabe im Grundgesetz verankert werden. 

Kommunen brauchen für diese Daueraufgabe eine verlässliche rechtliche Grundlage und eine auskömmliche Finanzierung.”  

  

These 3 - Erhalt der Lebensgrundlagen: Ich nehme den AuRrag in ArIkel 20a Grundgesetz zum Erhalt der 

Lebensgrundlagen zukünRiger GeneraIonen als Bindung meines Handelns ernst.   

Hintergrundinforma/on: Laut Ar/kel 20a des Grundgesetzes ist der Staat verpflichtet, die natürlichen Lebensgrundlagen für zukünhige 

Genera/onen zu schützen. Das wurde 2021 vor dem Bundesverfassungsgericht erfolgreich eingeklagt. Dem Urteil nach ist Klimaschutz ein 

Menschenrecht und Regierungen sind verfassungsmäßig verpflichtet, ihn umzusetzen. Mehr Informa/onen: 

hGps://www.zdneute.de/poli/k/deutschland/bundesverfassungsgericht-urteil-klima-bundesregierung-100.html  

Thorben Peters (Die Linke): s3mme zu   

„Ar/kel 20a des Grundgesetzes verpflichtet staatliches Handeln zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen. Dieser Verantwortung fühle 

ich mich verpflichtet.”  

Mats Dedow (Die PARTEI): s3mme zu   

„Der Arbeitnehmer von morgen ist mein Rentenzahler/Versorger, oder was bekommt man als OB im Alter? Dann ist es mir vielleicht egaler.”   

Heiko Meyer (Einzelkandidat): s3mme zu   

„s. o.”   

Frank Soldan (FDP): s3mme zu   

„.”  

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): s3mme zu   

„Lüneburg will ich zu einer der familienfreundlichsten Städte in Deutschland machen. Dazu gehört es für mich auch sich für 

Genera/onengerech/gkeit und eine gute Zukunh einzusetzen.”   

Michèl Pauly (Volt): s3mme zu   

„siehe Begründung der vorhergehenden Thesen.”   

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen): s3mme zu   

„Als Umweltwissenschahlerin ist für mich klar: Artenvielfalt und Klimaschutz sind kein Nice-to-have, sie sichern unsere Lebensgrundlagen. 

Diesem Auhrag fühle ich mich verpflichtet — durch die Sicherung des Grüngürtels West, die Entwicklung unserer 1.750 Hektar Stadt- und 

S/hungswälder zu klimaresilienten Mischwäldern, den Biotopverbund und den Erhalt aller Kleingartenkolonien. Baumpflanzungen und 

Entsiegelungsmaßnahmen sind auch in Zukunh konsequent weiter voranzutreiben. Auch künhige Genera/onen haben ein Recht auf eine 

intakte, lebenswerte Stadt.”   

  

These 4 - Erneuerbare Energien: Ich mache mich stark für einen Ausbau erneuerbarer Energien mit 

finanziellen Beteiligungsmöglichkeiten, um eine klimafreundliche, gemeinwohlorienIerte 

Energieversorgung zu gewährleisten. Es sollen Anreize geschaffen werden für den Ausbau von 

Solaranlagen auf unternehmenseigenen Freiflächen und auf firmeneigenen Gebäuden.   

https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/bundesverfassungsgericht-urteil-klima-bundesregierung-100.html
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Hintergrundinforma/on: Gerade im Industriesektor besteht noch großes Potenzial für den Ausbau von Solarenergie in Lüneburg.  

Thorben Peters (Die Linke): s3mme zu   

“Der Ausbau erneuerbarer Energien stärkt den Klimaschutz, senkt langfris/g Energiekosten und erhöht die regionale Wertschöpfung. 

Bürgerinnen und Bürger sollten davon finanziell profi/eren können.“  

Mats Dedow (Die PARTEI): s3mme zu   

“Gegenfrage: Wollen Sie den Strom selber bezahlen? “  

  

Heiko Meyer (Einzelkandidat): s3mme zu   

„s. o.”  

Frank Soldan (FDP): s3mme zu   

„.”   

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): s3mme zu   

“Mit dem gerade erst beschlossenen Raumordnungsprogramm des Landkreises Lüneburg wird sich die Produk/on von Erneuerbarer Energie 

im Landkreis extrem erhöhen. Sollten alle für Windenergie ausgewiesenen Flächen im Laufe der Jahre genutzt werden können, wird hier sehr 

viel mehr Energie erzeugt werden. Ergänzt werden muss dies durch den Ausbau der Solarenergie. Es s/mmt, dass immer noch viele 

Dachflächen im Bestand ungenutzt sind. Das muss verbessert werden.“  

Michèl Pauly (Volt): s3mme zu   

„Ausbau Erneuerbarer Energien heißt für mich: jedes Kommunale Dach außerhalb der historischen Innenstadt (dort ist das Kosten-Nutzen-

Verhältnis wg. der Dächer nicht op/mal, daher lieber mehr PV güns/ger bauen als im Stadtkern und teuer) bekommt eine PV-Anlage, wenn 

nicht etwa Begrünung dagegen spricht. Der Windenergie wird substan/ell mehr Raum gegeben, etwa entlang der A39, der Ostumfahrung 

und auch in Industriegebieten. Die Konzentra/onswirkung des RROP soll ensallen, so das auch außerhalb der Vorranggebiete zusätzliche 

Windenergieanlagen entstehen, wenn dem keine grünschutzrechtlichen oder emissionsschutzrechtlichen Vorgaben widersprechen. Auch die 

Ausweisung von Agri-PV-Flächen ist zu prüfen, gerade wegen der guten Erfahrungen auch zum Mikroklima und der Biodiversität. Überschüsse 

im Stromnetz die bisher idR zu Abriegelungen geführt haben sollen minimiert werden durch eine städ/sche Power-to-X (power-to-heat-PtH)-

Anlage, die Strom und Wärme umwandelt und so die Befeuerung der Wärmenetze mit Gas oberhalb der gesetzlichen Mindestanforderungen 

vermindert.”   

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen): s3mme zu   

„Der Ausbau der Erneuerbaren ist zentral für ein klimaneutrales Lüneburg. Wir haben eine PV-Strategie für kommunale Gebäude, zwei 

Freiflächen-PV-Anlagen auf den Weg gebracht und treiben die Wärmewende voran — von der Großwärmepumpe an der Kläranlage bis zur 

Wärmegewinnung aus Trinkwasser. Auch wenn es hier Zielkonflikte gibt - das Windkrahprojekt in Deutsch Evern werde ich unterstützen und 

vorantreiben. Auch Parkplätze sollen Teil der Energiewende werden: ich werde mich weiter für das Aufständern von PV-Anlagen auf unseren 

Parkflächen einsetzen.”   

  

These 5 - Entsiegelung öffentlicher Flächen: Ich unterstütze die Entsiegelung öffentlicher Flächen im 

Stadtbereich, wie z. B. des Marienplatzes. Das verbessert das Stadtklima und wirkt Hitzeinseln entgegen. 

Starkregen kann besser versickern und die Biodiversität wird gefördert.   

Hintergrundinforma/on: Dicht bebaute Stadtgebiete heizen sich deutlich stärker auf und führen im Sommer zu extremem Hitzestress und 

zu hohen Gesundheitsrisiken.  
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Thorben Peters (Die Linke): s3mme zu   

„Entsiegelung verbessert das Stadtklima, schützt vor Hitze und Starkregen und erhöht die Lebensqualität. Maßnahmen müssen jeweils 

sinnvoll geplant werden.”   

Mats Dedow (Die PARTEI): s3mme zu   

„Ja, ich mag's im Sommer nicht so heiß.”   

Heiko Meyer (Einzelkandidat): s3mme zu   

„s. o.”   

Frank Soldan (FDP) : neutral   

„Eine echte Entsiegelung des Marienplatzes kann es nicht geben, da dort die Abbruchkante des Lüneburger Senkungsgebietes direkt 

hindurchgeht. Die Fläche muss versiegelt bleiben, Sickerwasser muss abgeleitet werden. Allenfalls kann Substrat aufgefüllt werden. Gegen 

Starkregen helfen Rigolien im Bereich der Altstadt, die Wasser unterirdisch zurückhalten.”   

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): neutral   

„Ich s/mme zu, dass mehr Flächen entsiegelt werden müssen. Dies ist besonders dann sinnvoll, wenn sie mit einem Baum bepflanzt werden 

können. Zum Schutz bei Starkregen sind gerade kleinere Entsiegelungen nur sehr bedingt geeignet, da dieser Regen ja gerade nicht versickert, 

sondern sofort abläuh. Hier braucht es anderer Maßnahmen, wie Regenrückhaltebecken und einem Umbau der Kanalisa/on. Für den 

Marienplatz verfolgen wir in der SPD seit langem ein anderes Konzept. Da der Platz zum Schutz der Altstadt nicht entsiegelt werden darf, hat 

die Oberbürgermeisterin vorgeschlagen, ca. 80 cm Erde auf den vorhandenen Asphalt aufzubringen und diese Fläche dann zu einem Spielplatz 

umzugestalten. Die Bürgerbeteiligung bezog sich im Wesentlichen darauf, welche Spielgeräte aufgestellt werden sollen. Das lehnen wir an 

dieser Stelle ab. Wir fordern seit vielen Jahren einen städtebaulichen WeGbewerb, um auf dieser Flächen ein Bürgerhaus zu errichten, einen 

sog. DriGen Ort zu schaffen. In Zusammenwirken mit der Ratsbücherei sollte ein nichtkommerzieller Raum entstehen. Im Sommer kalt, im 

Winter warm, Anlaufpunkt für alle, die Gesellschah suchen. Dieser Vorschlag wurde von der Verwaltung bisher leider völlig ignoriert.”   

Michèl Pauly (Volt): s3mme zu   

„Neben dem Marienplatz, der schon aus ästhe/schen Gründen nicht mehr nur Autoparkplatz sein sollte, sind auch Entsiegelungen Am Sande 

und auf den zentralen Verkehrsachsen oder in überdimensionierten Anwohnerstraßen zu prüfen. Dies soll durch konsequente 

Einbahnstraßensysteme (Dahlenburger/Bleckeder, Uelzener/Soltauer, Hamburger Str./Bockelmannstr sowie am Stadtring) realisiert werden. 

Auch Anwohnerstraßen sind teils absurd breit versiegelt. Auch die Straße in der ich wohne, Krähornsberg, ist auf einer Breite von 14m 

versiegelt. (Fußweg, Radweg, Seitenparken, Fahrspuren, Seitenparken, Fahrradweg, Fußweg). Da es sich um eine reine Anwohnerstraße 

handelt und da diese auch prädes/niert wäre als Einbahnstraße als Shared Space würden 6m breite völlig ausreichen, für Entsiegelung sorgen 

und die Aufenthaltsqualität deutlich erhöhen. Grundsätzlich sollte man die Tiezauinfrastruktur auf ein ökonomisch und ökologisch sinnvolles 

Maß reduzieren - schon um dauerhah die Kosten der Instandhaltung zu verringern. Wie bei fast allen Punkten aber wird es so nicht kommen. 

Selbst mit mir als OB nicht. Ich kann nur sagen, in welche Richtung ich versuchen würde zu arbeiten, aber ich weiß um externe Faktoren (etwa 

anders orien/erte Ratsmehrheiten) die dies nicht umsetzen werden - selbst wenn die fak/sche Lage es erfordert und selbst wenn die 

wissenschahlichen Daten dazu eindeu/g sind. Das nur als Ehrlichkeitsdisclaimer.”   

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen): s3mme zu   

„Jede entsiegelte Fläche verbessert Stadtklima, Versickerung und Überflutungsschutz. Deshalb: Grünflächen sichern und entsiegeln, wo 

immer es geht — das ist mein erklärtes Ziel. Unsere Entsiegelungs- und Begrünungsprogramme werde ich fortsetzen, ergänzt um Dach- und 

Fassadenbegrünung, Grün- und Schwammdächer und Schwamm-Pflastersteine. Lüneburg soll sich auch weiter zur klimaresilienten 

Schwammstadt entwickeln; ein Hitzeak/onsplan und ein fest etabliertes Klimaanpassungsmanagement -über den Förderzeitraum hinaus- 

gehören dazu. Die Umgestaltung des Marienplatzes und die Sicherung des Grüngürtel West bleiben ausdrücklich auf meiner Agenda.”   
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These 6 - Ernährung: Ich setze mich dafür ein, dass die Verpflegung in allen öffentlichen Einrichtungen der 

Hansestadt Lüneburg (z.B. Schulen, Kitas, Krankenhaus) an den Empfehlungen der Deutschen GesellschaR 

für Ernährung ausgerichtet wird. Es sollen vorwiegend regionale und ökologische Produkte eingesetzt 

werden.   

Hintergrundinforma/on: Mehr zu gesunder und klimafreundlicher Ernährung siehe hGps://monitoring.localzero.net/hansestadt-

luneburg/massnahmen/ernahrung-landwirtschah-natur/ernahrung-in-offentlichen-kan/nen  

Thorben Peters (Die Linke): s3mme zu   

„Gesunde Ernährung, regionale Wertschöpfung und Klimaschutz ergänzen sich. Öffentliche Einrichtungen sollten dabei eine Vorbildfunk/on 

übernehmen.”   

Mats Dedow (Die PARTEI) s3mme zu   

„Wenn Theorie & Praxis vereinbar sind.”   

Heiko Meyer (Einzelkandidat): s3mme zu   

„s. o.”   

Frank Soldan (FDP): s3mme zu   

„Regionale Produkte zu nutzen fördert die hiesigen Landwirte und senkt Transportkosten und CO2-Verbrauch.”   

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): s3mme zu   

  

„Es ist sehr sinnvoll und hier besteht Verbesserungsbedarf. Aufgrund von immer individuellerer Ernährungsgewohnheiten, auch schon bei 

Kindern, wächst jedoch die Herausforderung, dies auch umzusetzen.”   

Michèl Pauly (Volt): s3mme zu   

„Dies ist allerdings auch schon Beschlusslage, mindestens bei Kinderbetreuungseinrichtungen. An einem solchen Beschluss, der die DGE-

Empfehlungen als Standard und einen aufwachsenden Anteil bei Bio-zer/fizierten LebensmiGeln festlegt, habe ich seinerzeit für eine andere 

Partei im Stadtrat mitgewirkt. Hierbei ist jedoch die Regionalisierung des Einkaufs mit übergeordnetem Recht (Vergaberecht) schwerer zu 

vereinbaren. Der "Walkaround" für dieses vergaberechtliche Problem (keine Diskriminierung von Anbietern) könnte die Gewichtung von 

kurzen TransportkeGen vom Feld auf den Teller sein.”   

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen): s3mme zu   

„An inzwischen allen Lüneburger Grundschulen gibt es Online-Bestellung und Abrechnung von MiGagessen mit einem Catering nach 

neuestem Stand der Ernährungswissenschah. Diesen Weg möchte ich fortsetzen. Auch für unsere Kitas. Mein Ziel ist, dass alle Kinder in der 

Ganztagsbetreuung ein gesundes, abwechslungsreiches Essen erhalten, das mindestens ein veganes Menü umfasst und möglichst auf regional 

erzeugten Bio-LebensmiGeln basiert. Kindern und Jugendlichen mit Anspruch auf Bildungs- und Teilhabeleistungen sind die Kosten 

diskriminierungsfrei zu erlassen. Auf die Einrichtungen im Konzern Stadt werde ich weiter Einfluss nehmen, um auch hier entsprechende 

Angebote sicherzustellen, sofern dies nicht der Fall ist.”   

  

 

  

https://monitoring.localzero.net/hansestadt-luneburg/massnahmen/ernahrung-landwirtschaft-natur/ernahrung-in-offentlichen-kantinen
https://monitoring.localzero.net/hansestadt-luneburg/massnahmen/ernahrung-landwirtschaft-natur/ernahrung-in-offentlichen-kantinen
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These 7 - Soziale GerechIgkeit: Ich setze mich für KlimagerechIgkeit ein. Die Belastungen durch die 

Klimakrise sollen sozial gerecht verteilt werden.   

Hintergrundinforma/on: Das bedeutet zum Beispiel, dass einkommensschwache Haushalte mehr Förderung erhalten für den Heizungstausch, 

für die energe/sche Gebäudesanierung und die Nutzung klimafreundlicher Mobilitätsformen.  

Thorben Peters (Die Linke): s3mme zu   

„Klimaschutz gelingt nur sozial. Wer wenig Einkommen hat, darf nicht die Hauptlast der Transforma/on tragen.”   

Mats Dedow (Die PARTEI): s3mme zu   

„Hat ja niemand mehr davon, wenn sich die Armen nichts mehr leisten können. Reichensteuer für die Armen!”   

Heiko Meyer (Einzelkandidat): s3mme zu   

„s. o.”   

Frank Soldan (FDP): s3mme zu   

„.”   

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): s3mme zu   

„Der Klimawandel trim benachteiligte Menschen nochmals stärker. Deswegen ist der Kampf für Klimaanpassungen für mich auch ein Kampf 

für mehr Gerech/gkeit. Ganz konkret setzte ich mich dafür ein, dass wir kühle Orte in der ganzen Stadt schaffen, die für alle zugänglich sind. 

Gefährdete Gruppen in soziale Einrichtungen und Pflegeheimen sollte die Stadt auch kurzfris/g durch Beschaffung von Technik unterstützen. 

Darüber hinaus mache ich mich dafür stark, dass es keine Frage des Einkommens ist, ob man sein Haus oder seine Wohnung umrüsten und 

auf dem Klimawandel anpassen kann.”   

Michèl Pauly (Volt): s3mme zu   

„Wenn emi�erende Unternehmen gleichermaßen und in gleicher Belastung zueinander zur Einhaltung der notwendigen Standards 

verpflichtet werden, entsteht kein WeGbewerbsnachteil für den Einen oder den Anderen. Das ist daher MiGel der Wahl. Dabei sollen 

ausdrücklich Unternehmen, die bessere, wirkmäch/gere und ggf. güns/gere Emissionsminderungsmaßnahmen durchsetzen im WeGbewerb 

gerne einen Vorteil haben um anderen MarkGeilnehmern einen umso stärkeren Anreiz zu bieten, nachzuziehen. Dies jedoch kommunal zu 

bestärken kommt an Zuständigkeitsgrenzen. Es gibt jedoch Bereiche, etwa die Wärmeversorgung, in denen durch kommunales Handeln die 

Dekarbonisierung vorangetrieben werden kann und gleichzei/g die Kosten für Geringverdiener und Mietshaushalte verringert werden 

können. Bestes Beispiel: Die Kommunalisierung der Wärmenetze. Die Avacon setzt bei der Fernwärme ihre großen Gewinnmargen 

("Preisgleitklausel") auf Basis des Gaspreises durch. Dies kann Sie nur, weil Sie ihr Netz tatsächlich mit Gas befeuert, sonst würde dies vor 

Gericht einkassiert. Um also gleichzei/g weg zu kommen von der Befeuerung des Netzes mit Gas und gleichzei/g die Fernwärmepreise zu 

senken, braucht es ein "Design" beim lokalen Wärmemarkt. Ideal ist hierfür ein kommunaler - gern landkreisweiter - Wärmeversorger, der als 

gebührenrechnende Einheit agiert (also mit einer "schwarzen Null" staG einem Gewinnerzielungsinteresse) und der sich gleichermaßen der 

Dekarbonisierung und auch der Preissenkung für seine Kundschah verbunden fühlt. Dies ginge etwa durch die Umstellung auf Beheizung des 

Wärmenetzes mit Großwärmepumpen/Flußwärmepumpen aber auch mit System der Sektorkopplung wie Power-to-Heat, wie es sie in 

Hamburg oder Stockholm schon gibt.”   

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen): s3mme zu   

„Klimaneutrales Lüneburg — sozial gerecht umgesetzt" ist die Überschrih meines Klimaschutz-Programms. Klimaschutz gelingt nur, wenn er 

praxisnah, sozial ausgewogen und wissenschahlich fundiert umgesetzt wird und die Lasten fair verteilt sind. Auch bei der Klimaanpassung 

habe ich vulnerable Gruppen besonders im Blick — etwa beim Hitzeschutz.”   



 8 

  

These 8 - Lokale WirtschaR: Ich mache mich stark für eine Dekarbonisierung der lokalen Industrie.   

Hintergrundinforma/on: Die Industrie hat mit über 40 % den höchsten Anteil an den THG-Emissionen der Hansestadt Lüneburg (Stand von 

2022). Dadurch ist die Industrie ein wich/ger Hebel auf dem Weg zu Klimaneutralität in Lüneburg. Hierzu muss sie vor allem in der Produk/on 

auf erneuerbare Energien umstellen. Mehr Informa/onen: hGps://monitoring.localzero.net/hansestadt-luneburg/massnahmen/beratung-

kommunika/on-bildung/treibhausgas-bilanzierung   

Thorben Peters (Die Linke): s3mme zu   

„Die Dekarbonisierung der Wirtschah muss mit guter Beschähigung, Mitbes/mmung und einer ak/ven Industriepoli/k verbunden werden.”   

Mats Dedow (Die PARTEI): s3mme zu   

„s. These 1”   

  

Heiko Meyer (Einzelkandidat): s3mme zu   

„s. o.”   

Frank Soldan (FDP): s3mme zu   

„Die Transforma/on der Wirtschah hat begonnen. Da wir in Konkurrenz zu anderen Produzenten stehen, müssen wir sie mit Augenmaß 

forsühren, ohne den Wirtschahsstandort Lüneburg zu schädigen. Vieles wird aber in Hannover, Berlin und Brüssel entschieden.”   

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): s3mme zu   

„Für die Dekarbonisierung müssen wir unsere regionale Wirtschahsförderung (WLG) weiter stärken und auf die Chancen der Energiewende 

ausrichten. Mit unserem Antrag im letzten Jahr konnten wir der WLG jährlich 100.000 € zusätzlich zur Verfügung stellen. Damit kann sie 

stärker in Programme einsteigen, die auch den Unternehmen beim Ums/eg helfen werden. Diesen Weg müssen wir weitergehen.”   

Michèl Pauly (Volt): s3mme zu   

„Sie vorherige Antworten.”   

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen): s3mme zu   

„Lüneburg hat das Potenzial, ein LeuchGurm für eine klimaneutrale Wirtschah zu werden. Unternehmen, die in Klima-, Arten- und 

Umweltschutz inves/eren, sollen Zugang zu Know-how und Förderungen erhalten; Handwerksbetriebe nehmen bei Klimaschutz, 

Gebäudesanierung und Energieeffizienz eine zentrale Rolle ein. Unsere Wirtschahsförderung soll hierzu auch weiterhin passgenaue Beratung 

anbieten oder vermiGeln. Neue Gewerbeflächen wie Bilmer Berg II sollen als klimafreundliche Gewerbegebiete mit erneuerbaren Energien 

entwickelt, bislang ungenutzte Potenziale wie Abwärme aus Gewerbe und Industrie sollen künhig für die Wärmewende erschlossen werden, 

wo immer dies möglich ist. Dies liegt auch aus Kostengründen im Interesse der Unternehmen.”   

  

These 9 - Kein Neubau der Autobahn A39: Ich bin gegen den Ausbau der Ostumgehung durch Lüneburg 

zur Autobahn. Der Neubau der A39 von Lüneburg bis Wolfsburg muss gestoppt werden.   

Hintergrundinforma/on: Der Neubau der A39 zerstört geschützte Naturräume. Er ist aufgrund hoher Emissionen durch Bau und Betrieb 

äußerst klimaschädlich und steht im Widerspruch zu gesetzlich festgeschriebenen Klimazielen. Eine Autobahn durch das Lüneburger 

Stadtgebiet erhöht zudem die Lärmbelastung für Anwohnende in den angrenzenden StadGeilen erheblich.  

Thorben Peters (Die Linke): s3mme zu   

https://monitoring.localzero.net/hansestadt-luneburg/massnahmen/beratung-kommunikation-bildung/treibhausgas-bilanzierung
https://monitoring.localzero.net/hansestadt-luneburg/massnahmen/beratung-kommunikation-bildung/treibhausgas-bilanzierung
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„Der Ausbau der A39 verursacht erhebliche Eingriffe in Natur und Klima. StaG neuer Autobahnen brauchen wir einen besseren öffentlichen 

Verkehr sowie Inves//onen in Schiene und Radverkehr.”   

Mats Dedow (Die PARTEI): s3mme zu   

„Wozu braucht man eine Autobahn nach Wolfsburg. Wolfsburg hat keine Zukunh und ist wirtschahlich überholt.”   

Heiko Meyer (Einzelkandidat): neutral   

„s. o.”   

Frank Soldan (FDP): s3mme nicht zu   

„Die A39 ist das entscheidende Infrastrukturprojekt in Nord-Ost-Niedersachsen. Ortsumfahrungen werden das Verkehrsau�ommen nicht 

bewäl/gen können. Da die Bahnstrecke Hamburg - Hannover zu 154% ausgelastet ist, wird ein zusätzlicher Waren- und Personenverkehr auf 

dieser Strecke nicht möglich sein.”   

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): s3mme nicht zu   

„Ich bin für den Bau der A39. Die Autobahn bringt größere wirtschahliche Vorteile für unsere Region und verbessert die verkehrliche 

Anbindung für die Bevölkerung.”   

Michèl Pauly (Volt): s3mme zu   

„Ich bin gegen den Bau der A39 und war es immer. Dies würde ich auch bei Erringung von Mehrheiten so kommunizieren. Allerdings gilt auch 

hier mein Wahrheitsdisclaimer: Die Hansestadt Lüneburg ist betroffen, aber nicht zuständig für Bundesautobahnen. Dies ist der 

Bundesverkehrswegeplan und der Bundestag. Dennoch wären progressive Mehrheiten ein Baustein um die Prioritäten im Bund neu zu 

setzen.”   

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen): s3mme zu   

„Ich habe bedauert, dass sich der Rat gegen eine Klage gegen die A39 entschieden hat, mit der die Fachplanung gerichtlich überprüh worden 

wäre. Es häGe sogar für Befürworter ausreichend Gründe gegeben, da es an Umfahrungskonzepten fehlt. Für die Anbindung Lüneburgs setze 

ich staGdessen auf die Schiene und mich weiter ein für: einen 15-Minuten-Takt nach Hamburg, einen 30-Minuten-Takt nach Hannover, den 

Neubau der Bahnstrecke Hamburg–Hannover entlang der A7 und die Reak/vierung der Strecken nach Soltau und Bleckede. Auch für die 

Anbindung nach Dahlenburg brauchen wir weiterhin einen Haltepunkt in Wendisch Evern.”   

  

These 10 - FlächengerechIgkeit im Verkehrsraum: Ich unterstütze eine gerechte AuReilung des 

Verkehrsraums, beispielsweise in der Schießgrabenstraße. Durch Wegfall von Fahrspuren kann hier Platz 

für sichere Fuß- und Radwege geschaffen werden.   

Hintergrundinforma/on: Mehr zur Gleichstellung von Fuß- und Fahrradverkehr mit dem Autoverkehr siehe: 

hGps://monitoring.localzero.net/hansestadt-luneburg/massnahmen/mobilitat/verkehrsraum-fair-auheilen und hGps://luene-

blog.de/ak/onssonntag-wieviel-platz-brauchen-verkehrsmiGel/  

Thorben Peters (Die Linke): s3mme zu   

„Der öffentliche Raum muss gerecht verteilt werden. Sichere Fuß- und Radwege schaffen mehr Verkehrssicherheit und erhöhen die 

Lebensqualität.”   

Mats Dedow (Die PARTEI): s3mme zu   

https://monitoring.localzero.net/hansestadt-luneburg/massnahmen/mobilitat/verkehrsraum-fair-aufteilen
https://luene-blog.de/aktionssonntag-wieviel-platz-brauchen-verkehrsmittel/
https://luene-blog.de/aktionssonntag-wieviel-platz-brauchen-verkehrsmittel/
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„Schießgrabenstraße abreißen und zur Baustelle bauen. Dann kann niemand mehr durch.”   

Heiko Meyer (Einzelkandidat): neutral   

„s. o.”   

Frank Soldan (FDP): s3mme nicht zu   

„Lüneburg ist Oberzentrum. Handel, Dienstleister, Gastronomie sind auf Besucher und Nutzer von außerhalb Lüneburgs angewiesen. Weder 

der ÖPNV noch das Fahrrad sind für viele Menschen echte Alterna/ven zum PKW um in die Stadt zu kommen. Der Stadtring kanalisiert die 

Verkehrsströme.”   

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): s3mme nicht zu   

„Ich bin für eine deutliche Stärkung des Radverkehrs. Die Anbindung an die StadGeile und an unsere Nachbargemeinden muss deutlich besser 

werden. Viele Bestandsradwege müssen immer noch saniert werden. Auch im Bahnhofsumfeld muss es nochmal deutliche Veränderungen 

geben, für den ÖPNV, den Auto- und den Radverkehr sowie für die Fußgänger. Verbesserungen an der Schießgrabenstraße für den Fuß- und 

Radverkehr halte ich für sinnvoll. Eine grundlegende Umgestaltung dieses Teil des Stadtringes hat für mich keine Priorität.”   

Michèl Pauly (Volt): s3mme zu   

„Siehe Antwort auf These 5 (Entsiegelung). Ich will dies insbesondere durch die Einrichtung von großflächigen Einbahnstraßensystemen auf 

den Zubringern und dem Stadtring, sowie in Wohnquar/eren (Shared Spaces) erreichen.”   

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen): s3mme zu   

„Wir brauchen eine gerechte Neuauheilung des Verkehrsraums in unserer Stadt — egal, ob zu Fuß, mit dem Fahrrad, dem Auto oder dem 

Bus. Verkehrsplanung darf nicht nur von der Windschutzscheibe her gedacht sein. Für die Schießgrabenstraße setze ich mich für Tempo 30 

ein; alle Menschen — jung und alt — müssen sicher und möglichst barrierearm in die Innenstadt und die StadGeile kommen.”   

  

These 11 - Fahrradstraßenring: Ich stehe zu dem einsImmig verabschiedeten poliIschen Beschluss, den 

Fahrradstraßenring als durchgehenden, sicheren Radweg um die Innenstadt herum umzusetzen. Wie 

beim Stadtring für die Autos werden Innenstadt und Fußgängerzonen so vom Radverkehr entlastet.   

Hintergrundinforma/on: Die Planung und Umsetzung des innerstäd/schen Fahrradstraßenrings wurde im Verkehrsausschuss am 25.11.2020 

von SPD, CDU, B90/Die Grünen, DIE LINKE, FDP und AfD eins/mmig beschlossen. Eigentlich häGe der Ring bis 2024 umgesetzt sein sollen. 

Mehr Informa/onen: hGps://lueneburg.adfc.de/ar/kel/innerstaed/scher-fahrradstrassenring  

Thorben Peters (Die Linke): s3mme zu   

„Ein durchgängiger Fahrradstraßenring verbessert Sicherheit und Verkehrsfluss und entlastet die Innenstadt.”   

Mats Dedow (Die PARTEI): neutral   

„Das Problem liegt eher in der Aufwertung und Instandhaltung der Wege. Wer will denn biGe um die Stadt herumfahren.”   

Heiko Meyer (Einzelkandidat): neutral   

„s. o.”   

Frank Soldan (FDP): s3mme nicht zu   

https://lueneburg.adfc.de/artikel/innerstaedtischer-fahrradstrassenring
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„Es wird keinen Fahrradstrassenring geben. Allenfalls einen Fahrradring mit unechten Fahrradstrassen.”   

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): neutral   

„Die laufenden bzw. beschlossen BauabschniGe des Fahrradringes zeigen, dass Lösungen nur im Kompromiss gefunden werden können. Ich 

hoffe sehr, dass es im neuen Rat möglich sein wird, diese Kompromisse auch wirklich zu finden.”   

Michèl Pauly (Volt): s3mme zu   

„Der BeitriG der Ratsmehrheit zum Radentscheid hat eigentlichen einen Vertrauenschutz zur Umsetzung ausgelöst. Durch das Kassieren 

ebendieses Beschlusses durch eine spätere Ratsmehrheit bei gleichen handelnden Akteuren hat das Vertrauen verletzt. Auch wenn ich 

hinsichtlich des Ausbaus des Radverkehrsinfrastruktur eher durchgängige, unterbrechungsfreie Wege staG eines durchgängigen "Rings" sehe, 

stehe ich zu dem Ring als Ziel. Unabhängig davon sehe ich die Priorität bei der Schaffung einer sicheren, durchgängigen 

Radverkehrsinfrastruktur zur Innenstadt und als Tangen/alverbindung um die Innenstadt herum.”   

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen): s3mme zu   

„Die Fer/gstellung des bereits 2020 beschlossenen Fahrradrings um die Innenstadt bleibt mein zentrales Ziel. Von 2,5 Kilometern sind erst 

rund 600 Meter umgesetzt; der AbschniG Salzstraße wird noch in diesem Jahr fer/g, danach folgt der Lamber/platz. Dass die Beratung über 

die Forsührung vertagt wurde, verzögert ein Projekt, das mit 1,7 Mio. Euro FördermiGeln (80 % der Kosten) hinterlegt ist. Der Fahrradring ist 

ein entscheidender Baustein moderner Mobilität und muss vollständig umgesetzt werden.”   

  

These 12 - Auswertung von Klimaschutzmaßnahmen: Ich setze mich dafür ein, dass die Fortschriee bei 

der Einsparung von CO2 mindestens alle zwei Jahre in einer Treibhausgasbilanz öffentlich und transparent 

dargestellt werden. Außerdem sollen alle Maßnahmen des Klimaschutzplans mindestens alle zwei Jahre 

überprüR, bewertet und opImiert werden.   

Hintergrundinforma/on: Die letzte Treibhausgasbilanz für Lüneburg betrachtet die Jahre 2020 - 2022, eine aktuellere THG-Bilanz liegt nicht 

vor. Mehr Informa/onen: hGps://monitoring.localzero.net/hansestadt-luneburg/massnahmen/beratung-kommunika/on-

bildung/treibhausgas-bilanzierung   

Thorben Peters (Die Linke): s3mme zu   

„Klimapoli/k braucht überprüzare Ziele. Transparente Berichte schaffen Vertrauen und ermöglichen wirksame Steuerung.”   

Mats Dedow (Die PARTEI): s3mme zu   

„Ja natürlich! Ich bin ja nicht Jens Spahn.”   

Heiko Meyer (Einzelkandidat): neutral   

„s. o.”   

Frank Soldan (FDP): s3mme zu   

„.”   

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): neutral   

„In den letzten 5 Jahren wurden etliche Konzepte erstellt und hunderte von Maßnahmen vorgeschlagen, ohne das darauf geachtet wurde, 

was auch tatsächlich umsetzbar ist. Das hilh nur bedingt weiter. Nun muss es uns gelingen, auch mit Blick auf den Haushalt, jährlich Prioritäten 

https://monitoring.localzero.net/hansestadt-luneburg/massnahmen/beratung-kommunikation-bildung/treibhausgas-bilanzierung
https://monitoring.localzero.net/hansestadt-luneburg/massnahmen/beratung-kommunikation-bildung/treibhausgas-bilanzierung
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zu ermiGeln und für diese Maßnahmen dann auch jeweils Mehrheiten zu bekommen. Nur dann wird auch eine schnellere Umsetzung 

gelingen.”   

Michèl Pauly (Volt): neutral   

„Ich kann nicht ohne Weiteres einschätzen, wie wich/g und wie aufwendig diese Berichte sind. Meine Ratserfahrung ist, das die 

Entgegennahme solcher Berichte und der damit zusammenhängende Diskurs in der Stadt eher geringer wird, wenn es allzu "ritualisierte" 

Berichte gibt. Viel wich/ger sind mir die substan/ellen Maßnahmen vor Verbesserung der CO2-Bilanz selbst, auch wenn ich dafür auf einen 

Bericht verzichten müsste. Das ist kein nein, sondern eine Prioritätsaussage.”   

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen): s3mme zu   

„Transparenz ist für mich Grundlage guter Klimapoli/k: Wir haben einen indikatorenbasierten Nachhal/gkeitsbericht eingeführt — als 

mögliche Basis für einen Nachhal/gkeitshaushalt — sowie einen Nachhal/gkeits-Check für Ratsvorlagen. Maßnahmen müssen regelmäßig 

überprüh und nachgesteuert werden. Dabei bleibt zu beachten, dass wir weiterhin vordringlich unsere Ressourcen in die Umsetzung von 

Maßnahmen stecken sollten! Hier gilt es weiter voranzukommen. Dennoch muss der vom Rat mit großer Mehrheit beschlossene 

Klimaschutzplan fortgeschrieben und dann auch forciert umgesetzt werden, wobei Maßnahmen mit hohem CO₂-Einsparpotenzial zu 

priorisieren sind — die angestrebte Reduzierung von Treibhausgasen wurde bisher leider noch nicht erreicht.”   

  

These 13 - Klimabeirat: Ich setze mich für einen auf Dauer angelegten Klimabeirat ein.   

Hintergrundinforma/on: Ein Klimabeirat unterstützt und berät Poli/k und Verwaltung in allen Fragen des Klimaschutzes, insbesondere bei 

Klimaschutzmaßnahmen und bei klimarelevanten Vorhaben.  

Thorben Peters (Die Linke): s3mme zu   

„Ein Klimabeirat kann Poli/k und Verwaltung fachlich beraten und den Dialog mit Wissenschah und Zivilgesellschah stärken.”   

Mats Dedow (Die PARTEI): s3mme zu   

„Kommt drauf an, wer da drin sitzt und wessen Interessen vertreten werden sollen.”   

Heiko Meyer (Einzelkandidat): s3mme zu   

„s. o.”   

Frank Soldan (FDP): neutral   

„Ein weiterer "Beirat" ist möglich. Ob er mehr Exper/se als die jetzigen Akteure einbringt, bezweifle ich. Er wird keine 

Entscheidungskompetenz haben. Allenfalls kann er eine Meinung einbringen.”   

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): neutral   

„Wir haben in der Stadt Lüneburg das große Problem, dass wir eine Vielzahl von Vorschlägen zur Bewäl/gung des Klimawandels vorliegen, 

aber nur wenig umgesetzt werden konnte. Nach der Kommunalwahl wird es erforderlich sein, die gegenwär/gen Beteiligungsstrukturen zu 

bilanzieren und ggfs. neu zu ordnen. Die Einrichtung eines Klimabeirates wird in diesem Zusammenhang zu klären sein.”   

Michèl Pauly (Volt): neutral   

„ähnliche Begründung wie in These 12 (Auswertung von Klimaschutzmaßnahmen): Manche Gremien (die sich kons/tuieren, die sich ständig 

beraten und in denen sich Akteure profilieren und abgrenzen müssen) und Rituale können der Sache selbst nützen. Oder auch nicht. Wenn 

es einen substan/ellen Mehrwert für poli/sche Entscheidungen bei der Dekarbonisierung oder auch dem Umgang mit dem Mikroklima oder 

den Klimaanpassungsmaßnahmen gibt, dann gerne solch einen Beirat, aber nicht unbedingt und nicht um seiner Selbst willen.”   



 13 

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen): s3mme zu   

„Ich möchte in der Hansestadt einen Klimabeirat etablieren, der an die Arbeit des von mir als Oberbürgermeisterin ini/ierten Arbeitskreises 

Klimaschutz anknüph. So verankern wir wissenschahliche Exper/se und Praxiswissen dauerhah in unseren Entscheidungen.”   

  

These 14 - Bürger:innenbeteiligung ernst nehmen: Ich unterstütze Bürger:innenbeteiligung zum Thema 

Klimaschutz und Mobilität. Deren Ergebnisse sollen bei poliIschen Entscheidungen berücksichIgt 

werden.   

Hintergrundinforma/on: Die mehrheitlich von der Poli/k beschlossenen Planungen zur Marienplatz-Umgestaltung und zur Erstellung eines 

nachhal/gen Mobilitätsplans (NUMP) fanden unter umfangreicher Bürgerbeteiligung staG. Die anschließend vorgesehene Umsetzung dieser 

Planungen wurde dennoch durch einige Parteien blockiert. Mehr Informa/onen: hGps://luene-blog.de/kompromiss-mobilitaetsplan-nump-

rat-reine-kenntnisnahme/   

Thorben Peters (Die Linke): s3mme zu   

„Gute Beteiligung verbessert Entscheidungen. Wer Menschen frühzei/g einbindet, scham mehr Akzeptanz und bessere Lösungen.”   

Mats Dedow (Die PARTEI): s3mme zu   

„Ich unterstütze, wenn es nicht zu viel Zeit beansprucht.”   

Heiko Meyer (Einzelkandidat): neutral   

„s. o.”   

Frank Soldan (FDP): s3mme zu   

„.”   

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): neutral   

„Ich unterstütze eine umfangreiche Bürgerbeteiligung. Deswegen habe ich immer wieder für par/zipa/ve Verfahren ges/mmt. Gleichzei/g 

stehe ich hinter der Souveränität unseres Stadtrates und einer tatsächlichen Umsetzung von Maßnahmen. Daher haben wir die Verwaltung 

aufgefordert, aus dem Nachhal/ge Urbane Mobilitätsplan (NUMP) Prioritäten zu ermiGeln und jedes Jahr rechtzei/g zu den 

Haushaltsberatungen Vorschläge für eine konkrete Umsetzung zu machen. Die Bürgerbeteiligung am Marienplatz zeigt zudem, dass sich 

Bürgerbeteiligung nicht nur auf nachgelagerte Fragen beziehen darf, sondern früher ansetzten muss.”   

Michèl Pauly (Volt): neutral   

„Siehe Antwort auf die Thesen 12 und 13 (Klimabeirat).”   

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen): s3mme zu   

„Beteiligung nehme ich ernst — und setze ihre Ergebnisse um: Lüneburg ist 2022 dem Klimaentscheid und dem Radentscheid beigetreten, 

den nachhal/gen urbanen Mobilitätsplan (NUMP) haben wir unter breiter Beteiligung der Öffentlichkeit entwickelt. Mit jährlichen 

Bürger:innenräten, Stadtkonferenzen, dem Dialograum Innenstadt und der geplanten digitalen Beteiligungspla�orm samt Vorhabenliste 

bauen wir die Beteiligung weiter aus — selbstverständlich auch bei Klimaschutz und Mobilität. So werde ich eine der kommenden 

Stadtkonferenzen zum Thema Klima einberufen.”   

https://luene-blog.de/kompromiss-mobilitaetsplan-nump-rat-reine-kenntnisnahme/
https://luene-blog.de/kompromiss-mobilitaetsplan-nump-rat-reine-kenntnisnahme/
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These 15 - DemokraIe schützen: Ich garanIere, bei poliIschen Entscheidungen keine Mehrheiten mit 

extremisIschen Parteien zu bilden.   

Hintergrundinforma/on: In Niedersachsen wird die AfD vom Verfassungsschutz als gesichert rechtsextremis/sch eingestuh. Die AfD leugnet 

den wissenschahlich belegten, menschengemachten Klimawandel und will aus dem Pariser Klimaabkommen aussteigen. Mehr 

Informa/onen: hGps://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/verfassungsschutz-afd-in-niedersachsen-gesichert-rechtsextremis/sch-

niedersachsen,afd-964.html und hGps://www.deutschlandfunk.de/bundestagswahl-2025-wahlprogramme-klimaschutz-100.html   

Thorben Peters (Die Linke): s3mme zu   

„Demokra/sche Entscheidungen dürfen nicht von Mehrheiten mit rechtsextremis/schen Parteien abhängig sein. Unsere Demokra/e lebt von 

Menschenwürde, Rechtsstaatlichkeit und einer lebendigen Zivilgesellschah.”   

Mats Dedow (Die PARTEI): s3mme zu   

„Ich verleugne die AfD als demokra/sche Partei.”   

Heiko Meyer (Einzelkandidat): s3mme zu   

„s. o.”   

Frank Soldan (FDP): s3mme zu   

„In einer Zeit, in der es keine festen poli/schen Mehrheiten im Stadtrat geben wird, müssen Kompromisse geschlossen werden. Extremis/sche 

Parteien (rechts und links) schließen keine Kompromisse. Daher ist eine Zusammenarbeit mit ihnen unmöglich.”   

Andrea Schröder-Ehlers (SPD): s3mme zu   

„Seit 163 Jahren streiten wir als SPD für Demokra/e. Wir wissen, Freiheit, Gerech/gkeit und Solidarität können nur in einer Gesellschah 

entstehen und bestehen, die auf universellen Grundrechten, Rechtsstaatlichkeit und Demokra/e aufgebaut ist. In einer starken Gemeinschah 

der Demokrat*innen wollen wir diese Gesellschah schützen vor ihren neuen und alten Feinden. Deswegen kommen Mehrheiten mit 

Demokra/efeinden für mich nicht in Frage.”   

Michèl Pauly (Volt): s3mme zu   

„Dies ist Beschlusslage von Volt. Wenn eine Abs/mmung absehbar nur durch S/mmen der AfD Mehrheiten generieren kann, so strebt Volt 

an mit den anderen demokra/schen Parteien eine andere gemeinsame Beschlussmehrheit zu finden.”   

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen): s3mme zu   

„Als Oberbürgermeisterin führe ich mein Amt überparteilich und mache allen Demokra/nnen und Demokraten ein Angebot — mit 

extremis/schen Krähen bilde ich ak/v keine Mehrheiten. Den Schutz unserer Demokra/e haben wir in Lüneburg mit Projekten der 

Demokra/eförderung deutlich gestärkt: mit Friedensfest, Demokra/emeile und den Blauen Schafen sowie der neu eingerichteten 

Koordinierungsstelle Teilhabe, An/diskriminierung und Extremismuspräven/on in der Stadtverwaltung.”   

  

These 16 - Freitext-Antwort: Freitext zum Thema "Klimaschutz" außerhalb des berechneten 

PosiIonsabgleichs. Gibt es noch etwas rund um das Thema Klimaschutz, das Ihnen als kandidierende 

Person sehr wichIg ist?   

Thorben Peters (Die Linke):  

https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/verfassungsschutz-afd-in-niedersachsen-gesichert-rechtsextremistisch-niedersachsen,afd-964.html
https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/verfassungsschutz-afd-in-niedersachsen-gesichert-rechtsextremistisch-niedersachsen,afd-964.html
https://www.deutschlandfunk.de/bundestagswahl-2025-wahlprogramme-klimaschutz-100.html
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„Klimaschutz ist für mich vor allem eine soziale Aufgabe. Wer wirksam CO₂ einsparen will, muss bezahlbares Wohnen schaffen, Bus und Bahn 

aGrak/ver machen, erneuerbare Energien ausbauen und die Menschen bei der Transforma/on mitnehmen. Klimaschutz gelingt nicht gegen 

die Bevölkerung, sondern gemeinsam mit ihr sozial gerecht, demokra/sch und mit einer starken öffentlichen Daseinsvorsorge.”   

Mats Dedow (Die PARTEI):  

„Eigene Themen: - Sande und die halbe Bäckerstraße entsiegeln - Wenn nicht "essbare Stadt", dann "rauchbare Stadt", da findet sich 

garan/ert jemand der sich um Gewächse kümmert - Um Wasser zu sparen, Wasserleitung auf Cola umstellen - Wale in die Ilmenau, weil wohl 

die Kohlenstoff binden können - U-Bahn unter Lüneburg - Lüne-Cap, Lüne-Schirm und Lüne-Creme einmal im Jahr zur Verfügung stellen - 

Gemeindeplantsch-Oase am Markt - Wasserrutsche und 2-Meter-Sprungturm an die Ilmenau - Für den Artenschutz noch StadGauben füGern 

und Blumen gießen”   

Heiko Meyer (Einzelkandidat):  

„U. a. die Einrichtung von 4 kostenfreien Park-and-Ride-Plätzen (P&R), die Einsetzung eines zentralen Baustellen-Koordinators gegen das 

Verkehrschaos und 100 % Ökostrom für die Stadtverwaltung.”   

Frank Soldan (FDP):  

„Klimaschutz ist wich/g. Lokale Maßnahmen sind immer gegen andere zwingend notwendige Dinge abzuwägen. Z. B. Bau von bezahlbaren 

Wohnungen.”   

Andrea Schröder-Ehlers (SPD):  

„Ich beschähige mich schon seit vielen Jahren mit dem Umwelt- und dem Klimaschutz in unserer Stadt. Mir ist es wich/g, dass wir in den 

nächsten Jahren gemeinsam Projekte entwickeln, die uns voranbringen. Unser Vorschlag, wir wollen das zu Anfang dieser Wahlperiode von 

der Oberbürgermeisterin eingestellte Programm „Pflanz deinen Baum“ wieder aufgreifen. Eingestellt wurde es mit der Begründung, es gäbe 

zu wenig öffentliche Flächen, die bepflanzt werden könnten. Darum sagen wir „Pflanz Deinen Hausbaum“. Wir wollen mindestens 1000 

klimaresistente Bäume für Gärten und Kleingärten zur Verfügung stellen. Und auch der Umgang mit unserem Wasser wird in den nächsten 

Jahren große Bedeutung haben müssen. Und da geht es um Grundwasser, Regenwasser und Abwasser.”   

Michèl Pauly (Volt):  

„Volt setzt sich für das Konzept der "Schwammstadt" ein. Wir wollen außerdem den ÖPNV - beginnend für einige Gruppen wie RentnerInnen, 

SchülerInnen, gra/s machen. Stadtplanerisch wollen wir uns am Konzept der "Super Blocks" orien/eren, also einer äußeren Erschließung von 

Quar/eren um im inneren autofreie Quar/ere zu realisieren durch Modalfilter (Poller).”   

Claudia Kalisch (unterstützt von B90/Die Grünen):  

 „Klimaschutz wirkt nicht rückwirkend — darum zählt jetzt die konsequente Umsetzung." Als Umweltwissenschahlerin und 

Oberbürgermeisterin verbinde ich beides: ambi/onierte Ziele und machbare SchriGe. Lüneburg soll bis 2030 klimaneutral und zugleich eine 

klimaresiliente, grüne Schwammstadt werden — sozial gerecht, fundiert und gemeinsam mit den Menschen dieser Stadt. Das bedeutet die 

Umsetzung der Mobilitätswende, konsequente Entsiegelung, Begrünung & Bepflanzung, der Ausbau der Erneuerbaren Energien und die 

Umsetzung der Wärmeplanung, Maßnahmen für Klimaschutz und -anpassung auch in der Flächenplanung und im Bau, wie die Nutzung von 

Cradle-to-Cradle-Konzepten bei allen öffentlichen Bauten (Anne-Frank-Hort als Blaupause) uvm. ... Weiter: Kurs halten!”   

  

Hinweis  

Diese Kandidierenden haben keine Antworten abgegeben:  

Patrick Pietruck für die CDU  


